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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1965 Ausgegeben am 6. August 1965 66. Stück

243 . Bundesgesetz: Abänderung des Schulorganisationsgesetzes
2 4 4 . Bundesgesetz: Ausmaß der Lehrverpflichtung der Bundeslehrer
2 4 5 . Bundesgesetz: 1. Novelle zum Landeslehrer-Dienstrechtsüberleitungsgesetz 1962

243 . Bundesgesetz vom 15. Juli 1965,
mit dem das Schulorganisationsgesetz abge-

ändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I
Das Schulorganisationsgesetz, BGBl. Nr. 242/

1962, in der Fassung des Artikels I des Budget-
sanierungsgesetzes 1963, BGBl. Nr. 83, wird ab-
geändert wie folgt:

1. Im § 10 Abs. 1 ist zwischen den Worten
„Naturgeschichte" und „Naturlehre" das Wort
„und" durch einen Beistrich zu ersetzen.

2. § 25 Abs. 1 hat zu lauten:
„(1) Sonderschulen sind je nach den örtlichen

Erfordernissen selbständig oder als Sonderschul-
klassen, die einer Volks- oder Hauptschule oder
einer Sonderschule anderer Art angeschlossen
sind, zu führen. Ferner können in einer Sonder-
schulklasse Abteilungen eingerichtet werden, die
verschiedenen Sonderschularten entsprechen."

3. Im § 39 sind
a) im Abs. 4 Z. 1 lit. b die Worte „(1. bis

5. Klasse)" zu ersetzen durch die Worte „(5. bis
9. Klasse)"; weiters hat

b) Abs. 5 zu lauten:
„(5) Die Lehrpläne des Aufbaugymnasiums und

des Aufbaurealgymnasiums (§ 37 Abs. 3), des
Gymnasiums für Berufstätige und des Real-
gymnasiums für Berufstätige (§ 37 Abs. 4 und
5) sowie der Sonderformen nach § 37 Abs. 6
haben sich im wesentlichen nach den Lehrplänen
der entsprechenden, im § 36 genannten Formen
zu richten."; ferner sind

c) im Abs. 6 die beiden ersten Sätze durch
folgenden Satz zu ersetzen:

„Die Lehrpläne der Höheren Internatsschulen
(§ 38) haben sich nach dem Lehrplan einer der
in den §§ 36 und 37 genannten Formen zu rich-
ten, wobei zum Zwecke der Erfüllung der Auf-

gaben der Höheren Internatsschulen im Sinne
des § 38 Abs. 2 zusätzliche Pflichtgegenstände
(§ 8 Abs. 1 lit. c bis e) sowie Freigegenstände
und unverbindliche Übungen (§ 8 Abs. 1 lit. f)
vorgesehen werden können."

4. Im § 49 haben

a) im Abs. 2 die lit. a und b zu lauten:
„a) als ganzjährige Berufsschulen mit minde-

stens einem vollen Schultag oder min-
destens zwei halben Schultagen in der
Woche; oder

b) als lehrgangsmäßige Berufsschulen mit
einem in jeder Schulstufe acht — in Schul-
stufen, die einem halben Jahr der Lehr-
zeit entsprechen, vier — zusammenhängen-
den Wochen dauernden Unterricht, wobei
eine einmalige Unterbrechung eines Lehr-
ganges zu Weihnachten oder zu Ostern in
der Dauer von höchstens zwei Wochen
(ohne Anrechnung auf. die Lehrgangsdauer)
zulässig ist; wenn an ganzjährigen Berufs-
schulen gleicher Art zur Erfüllung des Lehr-
planes jedoch mehr als ein voller Schul-
tag oder zwei halbe Schultage notwendig
sind, mit einem in jeder Schulstufe eine
entsprechend erhöhte Zahl von Wochen
dauernden Unterricht; oder";

ferner hat

b) im Abs. 3 an die Stelle des Wortes „Unter-
richtstag" das Wort „Schultag" zu treten.

5. Im § 58 Abs. 5 hat an die Stelle der Worte
„Abgangszeugnis der vierten Klasse" das Wort
„Abschlußzeugnis" zu treten.

6. Im § 59 hat
a) der Abs. 1 zu lauten:
„(1) Als Sonderformen der gewerblichen, tech-

nischen und kunstgewerblichen Fachschulen
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können Lehrgänge und Kurse zur fachlichen
Weiterbildung eingerichtet werden, die bis zu
vier Jahren umfassen. Solche Sonderformen sind
insbesondere:

a) Gewerbliche Meisterschulen und Meister-
klassen für Personen mit abgeschlossener
Berufsausbildung
aa) zur Vorbereitung auf die Meister-

prüfung oder
bb) zur Erweiterung der Fachbildung;

b) Werkmeisterschulen und Bauhandwerker-
schulen zur Erweiterung der Fachbildung
von Personen mit abgeschlossener Berufs-
ausbildung;

c) kunstgewerbliche Meisterschulen und Mei-
sterklassen zur fachlichen Weiterbildung
von Personen, die ihre besondere Eignung
hiefür durch die erfolgreiche Ablegung
einer Eignungsprüfung nachgewiesen
haben.";

b) der Abs. 5 zu lauten:

„(5) In den Fällen der Abs. 3 und 4 finden
im übrigen die Bestimmungen des § 58 sinn-
gemäß Anwendung."

7. Dem § 62 wird folgender Abs. 6 angefügt:

„(6) Für die Aufnahme in die einjährige Haus-
haltungsschule ist die Ablegung einer Aufnahms-
prüfung nicht erforderlich."

8. § 63 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Fachschulen für Sozialarbeit sind insbe-
sondere die Familienhelferinnenschulen."

9. § 72 Abs. 3 hat zu entfallen.

10. Im § 73 ist

a) am Ende des Abs. 1 lit. b folgender Satz
anzufügen: „Für die Aufnahme ist die Ablegung
einer Aufnahmsprüfung nicht erforderlich.";

b) nach Abs. 4 folgender Abs. 5 anzufügen:
„(5) Zur Vorbereitung auf die Aufnahme in

eine Höhere technische oder gewerbliche Lehr-
anstalt für Berufstätige können einjährige Vor-
bereitungslehrgänge eingerichtet werden, deren
Besuch jedoch nicht Voraussetzung für die Auf-
nahme in eine solche Lehranstalt ist. Für den
Lehrplan solcher Vorbereitungslehrgänge sind
die Bestimmungen des § 72 Abs. 5 sinngemäß
mit der Maßgabe anzuwenden, daß nur jene
Unterrichtsgegenstände vorzusehen sind, die für
die Erwerbung des für die Aufnahme in die
Höhere Lehranstalt für Berufstätige erforder-
lichen Bildungsstandes notwendig sind.".

11. Am Ende des § 75 Abs. 1 lit. b und des
§ 77 Abs. 1 lit. b ist jeweils folgender Satz
anzufügen:

„Für die Aufnahme ist die Ablegung einer
Aufnahmsprüfung nicht erforderlich."

12. Der gegenwärtige Text des § 81 erhält die
Bezeichnung Abs. 1; ferner ist folgender Abs. 2
anzufügen:

„(2) Im Lehrplan (§ 6) des Vorbereitungslehr-
ganges der Lehranstalt für gehobene Sozial-
berufe sind als Pflichtgegenstände vorzusehen:
Religion, Deutsch, Lebende Fremdsprache, Ge-
schichte und Sozialkunde, Staatsbürgerkunde,
Geographie und Wirtschaftskunde, Biologie,
Mathematik, Physik und Chemie, Lebenskunde,
Philosophischer Einführungsunterricht, Bild-
nerische Erziehung, Musikerziehung, Leibes-
übungen.".

13. § 82 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Bei besonderer Eignung für die berufliche
Tätigkeit auf dem Gebiete der Sozialarbeit,
welche durch die Ablegung einer Eignungsprü-
fung nachzuweisen ist, können auch Personen,
und zwar in den Vorbereitungslehrgang, aufge-
nommen werden, die keine Reifeprüfung abge-
legt, jedoch eine über die Erfüllung der allge-
meinen Schulpflicht hinausreichende mindestens
zweijährige Schulbildung erhalten haben und im
Kalenderjahr der Aufnahme das 18. Lebensjahr
vollendet haben oder vollenden.".

14. Der erste Satz des § 98 hat zu lauten;

„Die Ausbildung an den Bildungsanstalten für
Kindergärtnerinnen schließt mit der Befähigungs-
prüfung für Kindergärtnerinnen, im Falle des
§ 94 Abs. 2 mit der Befähigungsprüfung für
Kindergärtnerinnen und Horterzieherinnen, im
Falle des § 95 Abs. 3 mit der Befähigungsprüfung
für Sonderkindergärtnerinnen, ab.".

15. § 113 Abs. 1 lit. a hat zu lauten:

„a) für den hauswirtschaftlichen Fachunter-
richt: die erfolgreiche Ablegung der Reife-
prüfung einer Höheren Lehranstalt für
wirtschaftliche Frauenberufe oder eines
Wirtschaftskundlichen Realgymnasiums für
Mädchen sowie im letzteren Falle die Zu-
rücklegung einer mindestens dreimonatigen
hauswirtschaftlichen Betriebspraxis;".

16. Im § 121 erster Satz ist das Wort „er-
forderliche" durch das Wort „erfolgreiche" zu
ersetzen.



66. Stück — Ausgegeben am 6. August 1965 — Nr. 243 1123

17. Im § 126 wird dem Abs. 4 folgender Sau
angefügt:

„Sie können auch in Verbindung mit einer Be-
rufspädagogischen Lehranstalt oder mit einer
Höheren berufsbildenden Schule geführt wer-
den.".

18. § 129 Abs. 5 hat zu lauten:

„(5) (Grundsatzbestimmung.) Die Bestimmun-
gen des § 49 Abs. 2 sind sinngemäß anzu-
wenden."

19. Im § 131 haben

a) Abs. 1 lit. k Z. 2 zu lauten:

„2. für jene Schüler, die spätestens zu Beginn
des Schuljahres 1967/68 in einen einjährigen
Maturantenlehrgang an einer Lehrerbildungs-
anstalt eintreten, bis zum Ende dieses Schul-
jahres,";

b) an die Stelle des letzten Satzes des Abs. 1
lit. k folgende beiden Sätze zu treten:

„Kuratorien für künftige Pädagogische Aka-
demien des Bundes (§ 124) können bereits ab
1. September 1965 eingerichtet werden; dabei
finden die Bestimmungen des § 124 Abs. 3 lit. b
über die Zugehörigkeit des Direktors und von
Vertretern des Lehrerkollegiums der Pädagogi-
schen Akademie des Bundes so lange keine An-
wendung, als der Direktor beziehungsweise das
Lehrerkollegium der betreffenden künftigen
Pädagogischen Akademie des Bundes nicht
bestellt sind.
Überdies können ab 1. September 1966 Päda-
gogische Akademien als Schulversuch (§ 7) ein-
gerichtet werden; in einem Land, in dem eine
Pädagogische Akademie des Bundes als Schul-
versuch eingerichtet wird, darf zugleich kein
einjähriger Maturantenlehrgang geführt wer-
den.";

c) Abs. 2 zu lauten:

„(2) Für die Zeit vom 1. Jänner 1965 bis zum
31. August 1968 tritt in den §§ 43, 57, 71, 92,
100, 108 und 116 an die Stelle der Klassen-
schülerhöchstzahl 36 die Klassenschülerhöchst-
zahl 40. Die Klassenschülerhöchstzahl 40 darf
während dieses Zeitraumes in einer Klasse jeweils
für die Dauer eines Schuljahres nur überschritten
werden, wenn ihre Einhaltung in diesem Schuljahr
aus nicht behebbaren personellen oder räumlichen
Gründen undurchführbar ist. Ob diese Voraus-
setzung gegeben ist, hat das Bundesministerium
für Unterricht bei Bundesschulen auf Antrag des
zuständigen Landesschulrates (Kollegium) be-

ziehungsweise bei Zentrallehranstalten auf An-
trag des Leiters durch Mitteilung an den Landes-
schulrat beziehungsweise an den Leiter der
Zentrallehranstalt festzustellen. Bei Privatschulen
mit Öffentlichkeitsrecht der unter den ersten
Satz fallenden Schularten hat das Bundesmini-
sterium für Unterricht die Feststellung auf An-
trag des Schulerhalters mit Bescheid zu treffen;
der Antrag ist bei der Schulbehörde erster Instanz
einzubringen. Die vorstehenden Bestimmungen
sind auf private Pflichtschulen mit Öffentlich-
keitsrecht sinngemäß mit der Maßgabe anzu-
wenden, daß für die Erlassung des Bescheides der
Landesschulrat zuständig ist.";

d) im Abs. 3 an die Stelle des zweiten Satzes
folgende Sätze zu treten:

„Für die Zeit vom 1. Jänner 1965 bis zum
31. August 1968 tritt in den §§ 14, 21, 33 Abs. 1
und 51 an die Stelle der Klassenschülerhöchst-
zahl 36 die Klassenschülerhöchstzahl 40. Die
Klassenschülerhöchstzahl 40 darf während dieses
Zeitraumes in einer Klasse jeweils für die Dauer
eines Schuljahres nur überschritten werden, wenn
ihre Einhaltung in diesem Schuljahr aus nicht
behebbaren personellen oder räumlichen Grün-
den undurchführbar ist. Ob diese Voraussetzung
gegeben ist, hat bei den öffentlichen Pflicht-
schulen die nach dem Ausführungsgesetz zu-
ständige Behörde nach Anhörung des Landes-
schulrates (Kollegium), bei Volks-, Haupt- und
Sonderschulen sowie Polytechnischen Lehrgängen
überdies nach Anhörung des Bezirksschulrates
(Kollegium), festzustellen; ist die nach dem Aus-
rührungsgesetz zuständige Behörde eine der ge-
nannten Schulbehörden des Bundes, so entfällt
das Erfordernis ihrer Anhörung.";

e) nach Abs. 3 folgender Abs. 4 zu treten:

„(4) Für jene Schüler, die die lehrplanmäßig
letzte Klasse (den lehrplanmäßig letzten Jahr-
gang) einer auslaufenden Schulart nicht erfolg-
reich besucht haben und zur Wiederholung der
betreffenden Klasse berechtigt sind, verlängert
sich die Anwendbarkeit der bisher geltenden
Vorschriften um ein Schuljahr.".

Artikel II

Im Schulorganisationsgesetz sind die Anfangs-
buchstaben folgender Schulartbezeichnungen groß
zu schreiben:

Polytechnischer Lehrgang,

Humanistisches Gymnasium,

Neusprachliches Gymnasium,

Realistisches Gymnasium,

Naturwissenschaftliches Realgymnasium,

Mathematisches Realgymnasium,
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Wirtschaftskundliches Realgymnasium für
Mädchen,

Musisch-pädagogisches Realgymnasium,

Höhere Internatsschule.

Artikel III

(1) Dieses Bundesgesetz tritt , soweit die Abs. 2
und 3 nicht anderes bestimmen, mit 1. Juli 1965
in Kraft.

(2) Die Bestimmungen des Artikels I Z. 13
treten mit der Maßgabe in Kraft, daß für die
Aufnahme in den Vorbereitungslehrgang bis
einschließlich für das Schuljahr 1967/68 die Voll-
endung des 17. Lebensjahres genügt.

(3) Für das Inkrafttreten des Artikels I Z. 16
gilt die Bestimmung des § 131 Abs. 1 lit. k des
Schulorganisationsgesetzes.

(4) Die Bestimmungen des Artikels I Z. 19
lit. c treten mit Wirkung vom 1. Jänner 1965
in Kraft.

(5) Die Ausführungsgesetze der Bundesländer
zu den Grundsatzbestimmungen des Artikels I
Z. 2, 4, 18 und 19 lit. d sind innerhalb von sechs
Monaten, vom Tage der Kundmachung dieses
Bundesgesetzes an gerechnet, zu erlassen.

Artikel IV

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes, so-
weit sie in den Wirkungsbereich des Bundes fällt,
sowie mit der Wahrnehmung der Rechte des
Bundes gemäß Artikel 14 Abs. 8 des Bundes-Ver-
fassungsgesetzes in der Fassung von 1929 ist das
Bundesministerium für Unterricht betraut.

Jonas
Klaus Piffl

244. Bundesgesetz vom 15. Juli 1965 über
das Ausmaß der Lehrverpflichtung der Bun-

deslehrer

Der Nationalrat hat beschlossen:

Anwendungsbereich

§ 1. (1) Dieses Bundesgesetz findet auf die in
einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis
zum Bund stehenden Lehrer (Bundeslehrer) an
Schulen, mit Ausnahme der Hochschulen und
Kunstakademien, Anwendung.

(2) Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes
sind ferner über die im Abs. 1 genannten Bun-
deslehrer hinaus auf Personen anzuwenden, die
an den unter Abs. 1 fallenden Schulen im Unter-
richt verwendet werden.

Ausmaß der Lehrverpflichtung

§ 2. (1) Das Ausmaß der Lehrverpflichtung
der Lehrer beträgt:

a) für Unterrichtsgegenstände der Lehrver-
pflichtungsgruppe I
(Anlage 1) 18 Wochenstunden,

b) für Unterrichtsgegenstände der Lehrver-
pflichtungsgruppe II
(Anlage 2) 19 Wochenstunden,

c) für Unterrichtsgegenstände der Lehrver-
pflichtungsgruppe III
(Anlage 3) 20 Wochenstunden,

d) für Unterrichtsgegenstände der Lehrver-
pflichtungsgruppe IV
(Anlage 4) 23 Wochenstunden,

e) für Unterrichtsgegenstände der Lehrver-
pflichtungsgruppe V
(Anlage 5) 24 Wochenstunden,

f) für Unterrichtsgegenstände der Lehrver-
pflichtungsgruppe VT
(Anlage 6) 28 Wochenstunden.

(2) Das Ausmaß der Lehrverpflichtung der
Lehrer an Übungsvolks- und Übungshaupt-
schulen, am Bundes-Blindeninstitut in Wien und
am Bundes-Taubstummeninstitut in Wien be-
trägt, sofern nicht Abs. 4 anzuwenden ist,
22 Wochenstunden.

(3) Für das Ausmaß der Lehrverpflichtung der
Lehrer an der Bundes-Berufsschule für Uhr-
macher in Karlstein in Niederösterreich und an
der Berufsschule an der Anstalt für Erziehungs-
bedürftige in Kaiserebersdorf gelten die Bestim-
mungen des Landeslehrer-Dienstrechtsüberlei-
tungsgesetzes 1962, BGBl. Nr . 245, über das
Ausmaß der Lehrverpflichtung der Berufsschul-
lehrer.

(4) Für das Ausmaß der Lehrverpflichtung der
Lehrer am Bundes-Blindenerziehungsinstitut in
Wien und am Bundes-Taubstummeninstitut in
Wien gelten für den praktischen Unterricht in
Korbflechten und Bürstenmachen die Bestim-
mungen über das Ausmaß der Lehrverpflich-
tung der Lehrer für Unterrichtsgegenstände der
Lehrverpflichtungsgruppe VI.

(5) Das wöchentliche Beschäftigungsausmaß
der Kindergärtnerinnen an Übungskindergärten
beträgt 24 Wochenstunden.

(6) Die Lehrer sind nach Möglichkeit im vollen
Ausmaß ihrer Lehrverpflichtung zur Unter-
richtserteilung heranzuziehen.

§ 3. (1) Das Ausmaß der Lehrverpflichtung
der Leiter der unter § 1 Abs. 1 fallenden
Schulen richtet sich nach der Zuweisung dieser
Schulen zu den Dienstzulagengruppen im Sinne
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des § 57 des Gehaltsgesetzes 1956, BGBl. Nr . 54.
Das Ausmaß der Lehrverpflichtung des Leiters
beträgt bei Zuweisung der Schule zur

a) Dienstzulagen-
gruppe V .... 12 Wochenstunden,

b) Dienstzulagen-
gruppe IV 8 Wochenstunden,

c) Dienstzulagen-
gruppe III 6 Wochenstunden,

d) Dienstzulagen-
gruppe II 4 Wochenstunden,

e) Dienstzulagen-
gruppe I 2 Wochenstunden

der Lehrverpflichtungsgruppe III.

(2) Leiter von berufsbildenden höheren
Schulen und Berufspädagogischen Lehranstalten
sowie der Bundesfachschule für Technik, deren
Dienstzulage gemäß § 57 Abs. 4 des Gehalts-
gesetzes 1956 erhöht ist, sind von der Unter-
richtserteilung befreit.

(3) Soweit es erhöhte Verwaltungsaufgaben
der Schule erfordern, kann das zuständige Bun-
desministerium für Leiter, deren Lehrverpflich-
tungsausmaß sich nach Abs. 1 richtet, eine Her-
absetzung des Ausmaßes der Lehrverpflichtung
oder Befreiung von der Lehrverpflichtung ver-
fügen.

(4) Das Ausmaß der Lehrverpflichtung der
Direktor-Stellvertreter und der Erziehungsleiter
an Bundeserziehungsanstalten beträgt sechs
Wochenstunden der Lehrverpflichtungsgrup-
pe III.

(5) Das Ausmaß der Lehrverpflichtung der
Fachvorstände an höheren technischen und ge-
werblichen Lehranstalten, an gewerblichen, tech-
nischen und kunstgewerblichen Fachschulen mit
Ausnahme der Fachschulen für Bekleidungs-
gewerbe sowie an der Bundesfachschule für
Technik beträgt 18 Wochenstunden der Lehr-
verpflichtungsgruppe I, vermindert um je 1 Wo-
chenstunde für jede ihnen unterstehende Klasse,
mindestens jedoch 4 Wochenstunden der Lehr-
verpflichtungsgruppe I.

(6) Das Ausmaß der Lehrverpflichtung der
Fachvorstände, die nicht unter Abs. 5 fallen,
beträgt 22 Wochenstunden der Lehrverpflich-
tungsgruppe V, vermindert um je 1 Wochen-
stunde für jede ihnen unterstehende Klasse,
mindestens jedoch 6 Wochenstunden der Lehr-
verpflichtungsgruppe V.

§ 4. Die Bestimmungen der §§ 2 und 3 sind
auf Lehrer an nicht ganzjährig geführten Schu-
len mit der Maßgabe anzuwenden, daß die Ge-
samtzahl der Jahresstunden jener eines ver-
gleichbaren Lehrers an ganzjährig geführten
Schulen entspricht.

§ 5. Bei Unterrichtserteilung an allgemein-
bildenden höheren Schulen für Berufstätige und
an berufsbildenden mittleren und höheren
Schulen für Berufstätige, die als Abendschulen
geführt werden, sind drei gehaltene Unterrichts-
stunden als fünf Wochenstunden zu werten.

§ 6. Soweit für einzelne Unterrichtsgegen-
stände lehrplanmäßig nicht die Erteilung wö-
chentlicher Unterrichtsstunden (Wochenstun-
den), sondern nur die Abhaltung von Exkur-
sionen oder tageweisen Lehrveranstaltungen
vorgesehen ist, hat das zuständige Bundesmini-
sterium im Einvernehmen mit dem Bundes-
kanzleramt und dem Bundesministerium für
Finanzen unter Bedachtnahme auf die Inan-
spruchnahme des Lehrers bei diesen Lehrveran-
staltungen das Ausmaß der Anrechnung auf die
Lehrverpflichtung allgemein durch Verordnung
oder im Einzelfall zu bestimmen.

§ 7. (1) Soweit Unterrichtsgegenstände in den
Bestimmungen des § 2 nicht erfaßt sind oder
Unterrichtsgegenstände neu eingeführt werden,
hat das zuständige Bundesministerium im Ein-
vernehmen mit dem Bundeskanzleramt und
dem Bundesministerium für Finanzen das Aus-
maß der Lehrverpflichtung für die Unterrichts-
gegenstände nach Maßgabe der Belastung des
Lehrers im Vergleich zu den im § 2 Abs. 1 ge-
nannten Unterrichtsgegenständen durch Verord-
nung festzusetzen.

(2) Die Einreihung des Unterrichtsgegenstan-
des „Aktuelle Fachgebiete" an berufsbildenden
Lehranstalten in eine der Lehrverpflichtungs-
gruppen I bis VI hat im Einzelfall durch das zu-
ständige Bundesministerium nach Maßgabe der
Belastung des Lehrers im Vergleich zu den im
§ 2 Abs. 1 geregelten Unterrichtsgegenständen
zu erfolgen.

§ 8. (1) Unterrichtet ein Lehrer in Unterrichts-
gegenständen verschiedener Lehrverpflichtungs-
gruppen, so ist das zur Erfüllung der Lehrver-
pflichtung erforderliche Ausmaß seiner Beschäf-
tigung in sinngemäßer Anwendung des § 61
Abs. 1 des Gehaltsgesetzes 1956 zu ermitteln.

(2) Über das Ausmaß der Lehrverpflichtung
hinaus kann ein Lehrer nur aus zwingenden
Gründen zu Mehrdienstleistungen bis zu einem
Viertel des Ausmaßes seiner Lehrverpflichtung
verhalten werden.

(s) Die Lehrverpflichtung kann auf Ansuchen
des Lehrers herabgesetzt werden (Lehrpflicht-
ermäßigung). Eine Lehrpflichtermäßigung ist nur
im öffentlichen Interesse — sofern dies unter
Bedachtnahme auf die Erfordernisse des Unter-
richtes möglich ist — oder aus gesundheitlichen
Gründen, die in der Person des Lehrers liegen,
zulässig; im letzteren Falle darf die Ermäßigung
nicht mehr als die Hälfte des Ausmaßes der
Lehrverpflichtung betragen.
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(4) Eine im öffentlichen Interesse gewährte
Lehrpflichtermäßigung ist mit einer anteiligen
Minderung der Bezüge höchstens bis zum Aus-
maß der Vertretungskosten zu verbinden, wenn
und soweit der Lehrer aus der Tätigkeit, die
zur Lehrpflichtermäßigung Anlaß gab, Einkünfte
bezieht; hievon kann vom zuständigen Bundes-
ministerium im Einvernehmen mit dem Bundes-
kanzleramt und dem Bundesministerium für
Finanzen nur aus wichtigen öffentlichen Inter-
essen abgegangen werden. Das Ausmaß der Ver-
tretungskosten ist nach dem Entgelt eines Ver-
tragslehrers der der Verwendungsgruppe des
vertretenen Lehrers entsprechenden Ent-
lohnungsgruppe des Entlohnungsschemas II L,
Entgeltsstufe 1, zu berechnen.

Einrechnung von Nebenleistungen

§ 9. (1) Die mit der Führung der Klassenvor-
standsgeschäfte (Ordinariat) verbundene zusätz-
liche Belastung des Lehrers wird in die Lehrver-
pflichtung als eine Wochenstunde der Lehrver-
pflichtungsgruppe II eingerechnet.

(2) Die Verwaltung einer organisationsmäßig
vorgesehenen und tatsächlich bestehenden Lehr-
mittelsammlung (Kustodiat) sowie folgende
von einem Lehrer auftragsgemäß erbrachte
Nebenleistungen werden im nachstehenden Aus-
maß in die Lehrverpflichtung eingerechnet:

a) als eine Wochenstunde der Lehrverpflich-
tungsgruppe II die in der Anlage 7 ange-
führten Nebenleistungen;

b) als eine Wochenstunde der Lehrverpflich-
tungsgruppe V die in der Anlage 8 an-
geführten Nebenleistungen;

c) als eine Wochenstunde der Lehrverpflich-
tungsgruppe VI für Lehrer, die Unterrichts-
gegenstände der Lehrverpflichtungs-
gruppe VI mit mehr als 14 Wochenstunden
unterrichten, die Verwaltung, Vorberei-
tung (Zurichtung) und Ausgabe des Ar-
beitsmaterials, soweit dies für den betref-
fenden Unterrichtsgegenstand vorgesehen
und diese Aufgabe nicht von einem ande-
ren Bediensteten zu besorgen ist; unter-
richtet der Lehrer solche Unterrichtsgegen-
stände mit 14 oder weniger Wochenstun-
den, so beträgt die Einrechnung eine halbe
Wochenstunde;

d) als eine halbe Wochenstunde der Lehrver-
pflichtungsgruppe III je Klasse der Schule
die Tätigkeit des Lehrers, der mit der ver-
waltungsmäßigen Unterstützung des Direk-
tors betraut ist;

e) als eine Wochenstunde der Lehrverpflich-
tungsgruppe V die Tätigkeit als Sicher-
heitstechniker an technischen und gewerb-
lichen mittleren und höheren Schulen.

(3) Inwieweit sonstige Nebenleistungen, die
vom Lehrer außerhalb der mit dem Unterricht
verbundenen Pflichten erbracht werden, in die
Lehrverpflichtung eingerechnet werden, hat das
zuständige Bundesministerium im Einvernehmen
mit dem Bundeskanzleramt und dem Bundes-
ministerium für Finanzen unter Bedachtnahme
auf die daraus erwachsende zusätzliche Belastung
des Lehrers im Vergleich zu den in Abs. 1 und 2
angeführten Leistungen allgemein durch Ver-
ordnung oder im Einzelfall zu bestimmen.

(4) Für Lehrer an Übungsvolks- und Übungs-
hauptschulen findet Abs. 2,. für Lehrer an
Übungsvolksschulen überdies Abs. 1 keine An-
wendung.

Einrechnung von Erziehertätigkeiten und Auf-
sichtsführung in die Lehrverpflichtung

§ 10. (1) Die Beschäftigung als Erzieher an
Bundeserziehungsanstalten und an Bundeskon-
vikten mit einer Diensteinteilung, nach der der
Lehrer nach jeweils zwei Tagen Dienst einen
Tag dienstfrei ist, sowie die Tätigkeit als Leiter
eines Bundeskonviktes ist mit zwei Dritteln der
Lehrverpflichtung in diese einzurechnen; wird
jedoch der Lehrer mit einer Diensteinteilung als
Erzieher verwendet, nach der er nach jeweils
einem Tag Dienst zwei Tage dienstfrei ist, so
ist diese Beschäftigung mit einem Drittel der
Lehrverpflichtung in diese einzurechnen.

(2) Die Aufsichtsführung an Tagesschulheimen,
offenen Studiensälen und ähnlichen Einrichtun-
gen ist für je zwei tatsächlich gehaltene Stunden
ab eine Unterrichtsstunde der Lehrverpflich-
tungsgruppe III in die Lehrverpflichtung einzu-
rechnen.

(3) Die Einrechnung der Beschäftigung als Er-
zieher oder die Aufsichtsführung in einer nicht
unter Abs. 1 und 2 fallenden Weise ist vom
zuständigen Bundesministerium im Einverneh-
men mit dem Bundeskanzleramt und dem Bun-
desministerium für Finanzen unter Bedacht-
nahme auf die Inanspruchnahme des Lehrers im
Vergleich zu den unter Abs. 1 und 2 geregelten
Tätigkeiten allgemein durch Verordnung oder
im Einzelfall festzusetzen.

Übergangs- und Schlußbestimmungen

§ 11. (1) Für Unterrichtsgegenstände an den
gemäß § 131. Abs. 1 lit. f Z. 2 des Schulorgani-
sationsgesetzes, BGBl. Nr . 242/1962, auslaufend
geführten dreijährigen technischen und gewerb-
lichen Fachschulen, die nicht als Unterrichts-
gegenstände an gewerblichen, technischen und
kunstgewerblichen Fachschulen in den Lehrver-
pflichtungsgruppen I bis VI (§ 2 Abs. 1) einge-
reiht sind, gilt eine Lehrverpflichtung von 20
Wochenstunden, sofern für sie vor dem Inkraft-
treten dieses Gesetzes eine Lehrverpflichtung von
21 Wochenstunden galt, eine Lehrverpflichtung
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von 24 Wochenstunden, sofern für sie vor dem
genannten Zeitpunkt eine Lehrverpflichtung von
25 Wochenstunden galt und eine Lehrverpflich-
tung von 28 Wochenstunden, sofern für sie vor
dem genannten Zeitpunkt eine Lehrverpflichtung
von 32 Wochenstunden galt.

(2) Die Teilnahme an Lehrbesuchen und Lehr-
versuchen sowie an Lehrübungen und Lehr-
besprechungen, ferner der Unterricht in Klassen-
kunde und Methodik in den Jahrgängen der
Lehrerbildungsanstalten und den Maturanten-
lehrgängen an diesen Schulen ist dem Unterricht
an Übungsschulen gleichzuhalten.

§ 12. Soweit durch die Bestimmungen dieses
Bundesgesetzes für Lehrer, die sich am 31. Au-
gust 1964 im Dienststande befanden, eine Er-
höhung des Ausmaßes der Lehrverpflichtung in
einzelnen Unterrichtsgegenständen eintritt, gilt
für sie das am 31. August 1964 geltende Aus-
maß der Lehrverpflichtung für diese Unterrichts-
gegenstände weiter.

§ 13. (1) Dieses Bundesgesetz tritt , soweit im
Abs. 2 nichts anderes bestimmt ist, mit 1. Sep-
tember 1964 in Kraft.

(2) Für die Zeit vom 1. September 1964 bis
31. Dezember 1965 beträgt das Ausmaß der
Lehrverpflichtung für die Unterrichtsgegenstände
der Lehrverpflichtungsgruppe IV (§ 2 Abs. 1
lit. d) 24 Wochenstunden.

(3) Mit dem Inkrafttreten dieses Bundes-
gesetzes treten die bisher geltenden Bestimmun-
gen über die Lehrverpflichtung der unter dieses
Bundesgesetz fallenden Lehrer außer Kraft.

(4) Die auf Grund dieses Bundesgesetzes zu
erlassenden Verordnungen können mit Wirksam-
keit vom Tage des Inkrafttretens dieses Bundes-
gesetzes erlassen werden.

§ 14. Mit der Vollziehung dieses Bundes-
gesetzes ist, soweit darin nichts anderes bestimmt
ist, jedes Bundesministerium, und zwar insoweit
betraut, als es oberste Dienstbehörde ist.

Jonas
Klaus Pittermann Czettel Broda
Piffl Proksch Schmitz Schleinzer
Bock Probst Prader Kreisky



1128 66. Stück — Ausgegeben am 6. August 1965 — Nr. 244

Anlage 1

Lehrverpflichtungsgruppe I
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Anlage 2
Lehrverpflichtungsgruppe II
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Anlage 3

Lehrverpflichtungsgruppe III
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Anlage 4

Lehrverpflichtungsgruppe IV
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Anlage 5

Lehrverpflichtungsgruppe V
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Anlage 6

Lehrverpflichtungsgruppe VI
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Anlage 7

Nebenleistungen gemäß § 9 Abs. 2 lit. a
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Anlage 8

Nebenleistungen gemäß § 9 Abs. 2 lit. b
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2 4 5 . Bundesgesetz vom 15. Juli 1965, mit
dem das Landeslehrer-Dienstrechtsüber-
leitungsgesetz 1962 abgeändert wird (1. No-

velle zum LaDÜG. 1962)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Landeslehrer-Dienstrechtsüberleitungs-
gesetz 1962, BGBl. Nr. 245, wird abgeändert
wie folgt:

1. § 30 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Über das Ausmaß der Lehrverpflichtung
hinaus kann ein Landeslehrer nur aus zwingenden
Gründen zu Mehrdienstleistungen bis zum Aus-
maß von sieben Wochenstunden, an geteilten
einklassigen Volksschulen aber bis zum Aus-
maß von acht Wochenstunden verhalten wer-
den."

2. § 31 hat zu lauten:

„§ 31. (1) Die Lehrverpflichtung kann auf An-
suchen des Landeslehrers herabgesetzt werden
(Lehrpflichtermäßigung). Eine Lehrpflichtermäßi-
gung ist nur im öffentlichen Interesse — sofern
dies unter Bedachtnahme auf die Erfordernisse
des Unterrichtes möglich ist — oder aus gesund-
heitlichen Gründen, die in der Person des Lan-
deslehrers liegen, zulässig; in letzerem Falle darf
die Ermäßigung nicht mehr als die Hälfte des
Ausmaßes der Lehrverpflichtung betragen.

(2) Eine im öffentlichen Interesse gewährte
Lehrpflichtermäßigung ist mit einer anteiligen
Minderung der Bezüge höchstens bis zum Aus-
maße der Vertretungskosten zu verbinden, wenn
und soweit der Landeslehrer aus der Tätigkeit,
die zur Lehrpflichtermäßigung Anlaß gab, Ein-
künfte bezieht; hievon kann nur aus wichtigen
öffentlichen Interessen abgegangen werden. Das
Ausmaß der Vertretungskosten ist nach dem
Entgelt eines Vertragslehrers der der Verwen-
dungsgruppe des vertretenen Landeslehrers ent-
sprechenden Entlohnungsgruppe des Ent-
lohnungsschemas II L, Entgeltstufe 1, zu be-
rechnen."

3. § 35 Abs. 1 erster Satz hat zu lauten:

„(1). Die Lehrverpflichtung der Lehrer an
Volksschulen, mit Ausnahme der Religionslehrer
(§ 39 Abs. 1), beträgt — unbeschadet der Bestim-
mungen des Abs. 2 — 25 Wochenstunden, bei
zweisprachigem Unterricht 22 Wochenstunden."

4. Dem § 35 Abs. 1 erster Satz ist anzufügen:

„Die Lehrverpflichtung vermindert sich für
die Verwaltung

a) der Lehrmittelsammlungen für den Sach-
unterricht und der audio-visuellen Unter-
richtsbehelfe (Bild und Tonträger),

b) der Bücherei,
c) der Schulwerkstätte und der Turnsaalein-

richtung,
d) der Schulküche

je um eine halbe Wochenstunde, insgesamt jedoch
höchstens um eine Wochenstunde. Die vorstehend
angeführten Verwaltungstätigkeiten sind in
erster Linie Lehrern zuzuweisen, die nicht mit
dem Höchstausmaß ihrer Lehrverpflichtung im
Unterricht verwendet werden, wobei jedoch die
in lit. c und d angeführten Tätigkeiten nur jenen
Lehrern zugewiesen werden sollen, die einen
entsprechenden Unterricht erteilen."

5. Der Abs. 6 des § 35 hat zu entfallen.

6. § 36 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Die Lehrverpflichtung der Lehrer an
Hauptschulen, mit Ausnahme der Religionslehrer
(§ 39 Abs. 1), beträgt 24 Wochenstunden. Die
Lehrverpflichtung vermindert sich mit der Maß-
gabe, daß die Gesamtminderung nicht mehr als
drei Wochenstunden, im Falle des Unterrichtes
in Deutsch oder einer anderen Sprache aber nicht
mehr als vier Wochenstunden beträgt,

a) für den Unterricht in Deutsch oder in einer
anderen Sprache je Klasse um eine Wochen-
stunde,

b) für den Unterricht in Mathematik oder in
Physik und Chemie je Klasse um eine halbe
Wochenstunde,

c) für die Führung der Klassenvorstands-
geschäfte um eine Wochenstunde,

d) für die Verwaltung
aa) der Sammlung für Geschichte und

Sozialkunde sowie Geographie und
Wirtschaftskunde,

bb) der Sammlung für Naturgeschichte,
cc) der Sammlung für Physik und Chemie,
dd) der Bücherei,
ee) der Schulwerkstätte,
ff) der Lehrküche,
gg) des Lehrgartens,
hh) der audio-visuellen Unterrichtsbehelfe

(Bild- und Tonträger),
ii) der Turnsaaleinrichtung einschließlich

der Sportgeräte
je um eine halbe Wochenstunde, insgesamt
jedoch höchstens um eine Wochenstunde."

7. § 37 hat zu lauten:

„§ 37. A u s m a ß d e r L e h r v e r p f l i c h -
t u n g d e r L e h r e r an S o n d e r s c h u l e n .

Die Lehrverpflichtung der Lehrer, mit Aus-
nahme der Religionslehrer (§ 39 Abs. 1), an
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Sonderschulen oder an Volks- oder Hauptschulen
angeschlossenen Sonderschulklassen sowie die
Lehrverpflichtung der Leiter von Sonderschulen
richtet sich nach der Lehrverpflichtung der
Lehrer (Leiter) an Hauptschulen (§ 36) mit der
Maßgabe, daß

a) die Bestimmungen des § 36 Abs. 1 zweiter
Satz nur bei Verwendung an Klassen mit
einem dem Hauptschulunterricht vergleich-
baren Fachunterricht Anwendung finden,

b) bei Verwendung als Klassenlehrer an
Klassen mit Klassenführung sich die Lehr-
verpflichtung um eine Wochenstunde ver-
mindert und die Bestimmungen des § 35
Abs. 2 und 3 sinngemäß Anwendung
finden."

8. Die Abs. 1 bis 4 des § 38 haben zu lauten:

„(1) Die Lehrverpflichtung der Lehrer an ge-
werblichen Berufsschulen — mit Ausnahme der
Religionslehrer (§ 39 Abs. 1) — beträgt

a) für den Unterricht in Gegenständen der
Fachgruppe I (betriebswirtschaftlicher und
staatsbürgerlicher Unterricht) 24 Wochen-
stunden,

b) für den Unterricht in Gegenständen der
Fachgruppe II (fachtheoretischer, ein-
schließlich fachzeichnerischem Unterricht)
24 Wochenstunden,

c) für den Unterricht in Gegenständen der
Fachgruppe III (praktischer Unterricht)
28 Wochenstunden.

(2) Die Lehrverpflichtung der Lehrer an kauf-
männischen Berufsschulen — mit Ausnahme der
Religionslehrer (§ 39 Abs. 1) — beträgt

a) für den Unterricht in Gegenständen der
Fachgruppe I (sprachlicher, betriebswirt-
schaftlicher und staatsbürgerlicher Unter-
richt) 24 Wochenstunden,

b) für den Unterricht in Gegenständen der
Fachgruppe II (waren- und verkaufskund-
licher und wirtschaftsgeographischer Unter-
richt) 24 Wochenstunden

c) für den Unterricht in Kurzschrift und
Maschinschreiben 24 Wochenstunden.

(s) Die Lehrverpflichtung der Lehrer an haus-
wirtschaftlichen Berufsschulen — mit Ausnahme
der Religionslehrer (§ 39 Abs. 1) — beträgt
24 Wochenstunden.

(4) Die Lehrverpflichtung nach den Abs. 1
bis 3 vermindert sich mit der Maßgabe, daß die
Gesamtminderung nicht mehr als drei Wochen-
stunden beträgt,

a) für die Führung der Klassenvorstands-
geschäfte um eine Wochenstunde, bei mehr

als drei Klassen um zwei Wochenstunden
der Lehrverpflichtung von 24 Wochen-
stunden;

b) für den Unterricht in Gegenständen der
Fachgruppe I an gewerblichen und kauf-
männischen Berufsschulen, in denen lehr-
planmäßig Schularbeiten zulässig oder vor-
geschrieben sind, um eine Wochenstunde,
bei Erteilung dieses Unterrichtes in mehr
als vier Klassen um zwei Wochenstunden
der Lehrverpflichtung von 24 Wochenstun-
den;

c) für den Unterricht in Gegenständen der
Fachgruppe II an gewerblichen Berufs-
schulen, in denen lehrplanmäßig Schul-
arbeiten zulässig sind, um eine Wochen-
stunde, bei Erteilung dieses Unterrichtes in
mehr als sechs Klassen um zwei Wochen-
stunden der Lehrverpflichtung von
24 Wochenstunden;

d) für die Verwaltung
aa) der Sammlung für Fachkunde,
bb) der Sammlung für Fachzeichnen,
cc) der Sammlung für Warenkunde,
dd) der betriebswirtschaftlichen Lehr-

mittelsammlung,
ee) der Übungsdrucksorten,
ff) der Laboratoriumseinrichtungen,
gg) der Schreib- und Büromaschinen,
hh) der Bücherei,
ii) der audio-visuellen Unterrichtsbehelfe

(Bild- und Tonträger)
je um eine halbe Wochenstunde, insgesamt
jedoch höchstens um eine Wochenstunde der
Lehrverpflichtung von 24 Wochenstunden;

e) für die Verwaltung einer organisations-
mäßig vorgesehenen Lehrwerkstätte um
eine Wochenstunde der Lehrverpflichtung
von 28 Wochenstunden;

f) bei Unterricht in Gegenständen der Fach-
gruppe III an gewerblichen Berufsschulen
für die Verwaltung, Vorbereitung (Zu-
richtung) und Ausgabe des Arbeitsmate-
rials, sofern diese Aufgaben nicht von
einem anderen Bediensteten zu besorgen
sind,

aa) um eine Wochenstunde der Lehrver-
pflichtung von 28 Wochenstunden,
wenn der Lehrer in dieser Fachgruppe
mit mehr als 14 Wochenstunden ver-
wendet wird,

bb) um eine halbe Wochenstunde der Lehr-
verpflichtung von 28 Wochenstunden,
wenn der Lehrer in dieser Fachgruppe
mit 14 oder weniger Wochenstunden
verwendet wird."
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9. § 39 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Die Lehrverpflichtung der Religionslehrer
an Volks-, Haupt- und Sonderschulen sowie an
gewerblichen, kaufmännischen und hauswirt-
schaftlichen Berufsschulen beträgt 23 Wochen-
stunden."

Artikel II

(1) Dieses Bundesgesetz tr i t t — soweit im fol-
genden nichts anderes bestimmt ist — mit Wir-
kung vom 1. September 1964 in Kraft.

(2) Mit Wirkung vom 1. Jänner 1966 treten in
Kraft:

a) Artikel I Z. 4,

b) im Artikel I Z. 6 die Bestimmung, wonach
die Gesamtminderung im Falle des Unter-
richtes in Deutsch oder einer anderen
Sprache nicht mehr als vier Wochenstunden
beträgt.

Artikel III

Mit der Wahrnehmung der dem Bund gemäß
Artikel 14 Abs. 8 des Bundes-Verfassungsgesetzes
in der Fassung von 1929 zustehenden Rechte ist
das Bundesministerium für Unterricht betraut.

Jonas
Klaus Piffl
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